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Stellungnahme zum Gesetz 

zur Stabilisierung der Beitragssätze in der gesetzlichen Krankenversicherung  

(GKV-Beitragssatzstabilisierungsgesetz) 

 
04. Juni 2026 

 
Das GKV-Beitragssatzstabilisierungsgesetz steht in einem unmittelbaren Gegen-
satz zu den Regelungen des Intensivpflege- und Rehabilitationsstärkungsgesetzes 
(GKV-IPReG). Mit diesem Gesetz wollte der Deutsche Bundestag im Jahr 2020 die 
prekäre Situation und die chronische Unterfinanzierung der stationären und am-
bulanten Anbieter von Leistungen zur medizinischen Rehabilitation und Vorsorge 
nach den §§ 23, 24 und 40, 41 SGB V verbessern. Das sich daraus ergebende Span-
nungsfeld ist für die Rehabilitations- und Vorsorge-Einrichtungen nicht auflösbar. 

Mehrere maßgebliche Verbände der medizinischen Rehabilitation und Vorsorge 
stellen in dieser Stellungnahme einen gesetzeskonformen und sachgerechten Vor-
schlag für Einsparungen vor, der die geltenden Vorgaben des GKV-IPReG berück-
sichtigt und gleichzeitig die Rehabilitations- und Vorsorge-Einrichtungen an den 
notwendigen Einsparmaßnahmen sachgerecht beteiligt. So wird verhindert, dass 
es zu weiteren Angebotseinschränkungen für die GKV-Versicherten kommen muss. 
 
Ausgangslage 

Das GKV-Beitragssatzstabilisierungsgesetz vom 29.04.2026 sieht drei wesentliche Veränderun-
gen hinsichtlich der Refinanzierung von Rehabilitations- und Vorsorge-Einrichtungen vor: 

• Es soll zukünftig wieder die Bindung an die Veränderungsrate gelten, so dass die Vergü-
tungssatzsteigerungen entsprechend durch diese Obergrenze begrenzt werden. 

• In den Jahren 2027, 2028 und 2029 soll diese Obergrenze zusätzlich um 1 % herabgesenkt, 
d. h. gekürzt werden.  

• Die gesetzliche Regelung, nach der die Bezahlung von Gehältern bis zur Höhe tarifvertrag-
licher Vergütungen sowie entsprechender Vergütungen nach kirchlichen Arbeitsrechtsre-
gelungen nicht als unwirtschaftlich abgelehnt werden kann, wird ersatzlos gestrichen. So-
mit ist zukünftig nicht mehr sichergestellt, dass Tariferhöhungen durch eine entsprechende 
Erhöhung der Vergütungssätze refinanziert werden. 

 
Warum sind medizinische Rehabilitation und Vorsorge in einer besonderen Lage? 

Ende 2020 hat der Gesetzgeber das Intensivpflege- und Rehabilitationsstärkungsgesetz (GKV-
IPReG) beschlossen. Darin wurde die Bindung an die Veränderungsrate auch im Bereich der 
Rehabilitation und Vorsorge abgeschafft und die Formulierung zur Refinanzierung von Tarif-
löhnen explizit eingeführt. Im Vergleich zu anderen Versorgungsbereichen erfolgte die Ab-
schaffung der Bindung an die Grundlohnsumme im Bereich der Rehabilitation und Vorsorge 
verhältnismäßig spät. Ziel war es, die finanzielle Situation der Rehabilitations- und Vorsorge-
einrichtungen zu stärken und hinsichtlich der tariflichen Vergütung den Einrichtungen die glei-
chen Wettbewerbsmöglichkeiten zu geben wie Leistungsanbieter in anderen Versorgungsbe-
reichen. 

Insofern erfolgt jetzt mit dem GKV-Beitragssatzstabilisierungsgesetz eine Art „Rolle rückwärts“. 
Problematisch wird diese Rückwärtsbewegung durch den Umstand, dass der Gesetzgeber im 
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GKV-IPReG neben den Vergütungsregeln zusätzlich die Verpflichtung normiert hat, dass GKV 
und Leistungserbringerverbände über den Weg gemeinsamer Rahmenempfehlungen 

• Inhalt, Umfang und Qualität der Leistungen, 
• die Grundsätze einer leistungsgerechten Vergütung und  
• die Anforderungen an die Nachweisverfahren 

vereinbaren. Damit erging der Auftrag, diese Bereiche erstmalig verbindlich zu regeln. 

Aufgrund des Umfangs des Regelungsbedarfs und der grundsätzlichen Bedeutung für die me-
dizinische Rehabilitation und Vorsorge hat die Ausarbeitung der Rahmenempfehlung (RE-
Reha) sehr viel Zeit in Anspruch genommen. Zudem wurde ein Schiedsamtsverfahren notwen-
dig, sodass die RE-Reha erst Mitte 2025 in Kraft getreten ist.  

Inhaltlich werden im Bereich der medizinischen Rehabilitation erstmalig u. a. 

• verbindliche Personalvorgaben vereinbart, 
• Leistungselemente definiert, 
• weiterführende Strukturvorgaben festgelegt und  
• Grundzüge der Vergütungsverhandlungen vereinbart. 

Für die Rehabilitations- und Vorsorgeeinrichtungen bedeutet dies, dass sie erst seit wenigen 
Monaten die Grundlagen für die zukünftige Gestaltung der Versorgung kennen. Aufgrund des 
Fehlens dieser Grundlage war es für die Einrichtungen bislang auch nicht möglich, den im GKV-
IPReG normierten Wegfall der Grundlohnsummenbindung sowie die Refinanzierung von Tarif-
löhnen gegenüber den Krankenkassen angemessen und zukunftsorientiert geltend zu machen.  

Vor diesem Hintergrund sehen die Rahmenempfehlungen eine mehrjährige Übergangszeit vor, 
in der die Einrichtungen die Strukturvorgaben – insbesondere das Personal – entsprechend 
aufbauen können. In dieser jetzt beginnenden Umsetzungsphase werden mit dem GKV-Bei-
tragssatzstabilisierungsgesetz kurzfristig die Rahmenbedingungen, auf denen die RE-Reha be-
ruhen, einseitig zu Lasten der Einrichtungen erheblich verändert. 

Finanziell heißt das: Die Rehaeinrichtungen müssen neue verbindliche Struktur- und Personal-
vorgaben aufbauen und zukünftig erfüllen. Gleichzeitig wird durch die Begrenzung der Steige-
rung der Vergütungssätze verhindert, dass sich dieser Aufbauprozess und die daraus resultie-
renden neuen zusätzlichen Ausgaben in den Vergütungssätzen abbilden lassen.  

Kurz zusammengefasst: Die zu refinanzierenden Strukturvorgaben werden deutlich erweitert, 
die Vergütungssätze verbleiben jedoch auch zukünftig auf dem Niveau der bisherigen Anfor-
derungen. Ausgeglichen werden ausschließlich die in der Veränderungsrate erfassten Kosten-
steigerungen für diese überholten Versorgungsstrukturen. Es gibt somit neue Strukturen, die 
mit einem alten Vergütungssatz aufzubauen und zu betreiben sind. Hieraus ergibt sich unwei-
gerlich ein systemimmanentes Finanzierungsdefizit. 
 
Sachgerechte und gesetzeskonforme Lösung 

Es steht außer Frage, dass auch die medizinische Rehabilitation und Vorsorge ihren Beitrag 
zur Kostenstabilisierung der Krankenkassen leisten müssen. Dieser muss jedoch in einem ver-
gleichbaren Maße wie andere Versorgungsbereiche erfolgen und angemessen sein. 

Ziel des GKV-Beitragssatzstabilisierungsgesetzes ist es, die Dynamik der Ausgabensteigerun-
gen zu begrenzen. Dieser Grundsatz kann sich selbstverständlich ausschließlich auf die Refi-
nanzierung bestehender Strukturen beziehen, also auf die „Fortschreibung der bisherigen Ver-
gütungssätze hinsichtlich der bisherigen Versorgungsstrukturen“. Diese sachlich richtige An-
knüpfung an bestehende Strukturen bzw. Leistungen und deren fortlaufende Refinanzierung 
über die Erhöhung bestehender Vergütungssätze ist nicht sachgerecht, wenn sich die 
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Anforderungen an die Versorgungsstrukturen grundlegend verändern. Dies ist – wie oben dar-
gestellt – im Bereich der Rehabilitation und Vorsorge der Fall. 
 
Somit muss es, wenn die einzelne Rehabilitations- oder Vorsorge-Einrichtung die neuen Vor-
gaben der RE-Reha umgesetzt hat, zu einer erstmaligen Verhandlung einer neuen Basis für 
die zukünftigen Vergütungssätze kommen, die die neuen Versorgungsstrukturen abbildet und 
damit eine sachgerechte Grundlage für die zukünftige Versorgung bildet. Dieser neue Vergü-
tungssatz kann anschließend in den Folgejahren entsprechend der Vorgaben des GKV-Bei-
tragssatzstabilisierungsgesetzes begrenzt werden.  

Damit kann eine sachgerechte Anwendung der gesetzlichen Regelungen erreicht werden, die 
sowohl die gesetzlichen Ziele des GKV-IPReG als auch des GKV-Beitragssatzstabilisierungsge-
setzes sinnvoll und angemessen berücksichtigt. Zudem wird damit eine Gleichbehandlung im 
Vergleich zu anderen Leistungserbringern in anderen Versorgungsbereichen erreicht, die pa-
rallel zum GKV-Beitragssatzstabilisierungsgesetz keine grundsätzliche Neugestaltung der 
Strukturvorgaben umsetzen müssen. Ansonsten droht hier eine massive Verletzung des Gleich-
behandlungsgrundsatzes, darf doch nur das rechtlich vergleichbar geregelt werden, was ver-
gleichbar ist. 
 
Wie kann diese rechtskonforme Umsetzung erreicht werden? 

Schon die bloße Betrachtung der Sachlage legt nahe, dass die bisherigen Vergütungssätze 
nach erfolgter Umsetzung der Strukturvorgaben der RE-Reha und entsprechender Umstellung 
der Versorgungsverträge nicht unverändert beibehalten werden können, sondern eine einma-
lige, grundlegende Neubestimmung eines adäquaten Vergütungssatzes auf Basis der neuen 
Vorgaben unerlässlich ist. Eine entsprechende Klarstellung des Gesetzgebers ist erforderlich, 
da es bei Vergütungsfragen häufig zu unterschiedlichen Einschätzungen der Bedingungen 
durch Krankenkassen und Leistungserbringer kommt. 

Es bedarf somit lediglich einer präzisierenden Ergänzung seitens des Gesetzgebers, dass sich 
das GKV-Beitragssatzstabilisierungsgesetz auf die Vergütungssätze bezieht, welche in den 
Folgejahren nach einer einmaligen Neudefinition im Anschluss an die Anpassung der Struktur-
vorgaben der RE-Reha fortgeschrieben werden. 
 
Konkrete Anpassung des GKV-Beitragssatzstabilisierungsgesetzes 

In die §§ 111, 111a, 111c SGB V wird jeweils folgender Satz eingefügt: 
 
„Die Begrenzung des Anstiegs der Vergütung gem. § 71 SGB V gilt erstmals nach der Anpas-
sung der Versorgungsverträge an die Vorgaben der Rahmenempfehlungen nach den §§ 111 
Abs. 7, 111a Abs. 1 und 111c Abs. 5 SGB V. …“ 
 
 
Diese Stellungnahme wird gemeinsam getragen von: 

• Bundesverband Geriatrie e.V. (BV Geriatrie) 
• Deutsche Gesellschaft für Medizinische Rehabilitation e.V. (DEGEMED) 
• Bundesverband ambulanter medizinischer Rehabilitationszentren e.V. (BamR) 
• Bundesverband Suchthilfe e.V. (bus) 

• Bundesarbeitsgemeinschaft Mobilie Rehabilitation e.V. (MoRe) 
 

 


